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POLEN-ANALYSEN NR. 201, 06.06.2017

ANALYSE

Einstellungen junger Polen zur europiischen Integration im Vergleich zu
Gleichaltrigen ausgewihlter EU-Mitgliedslinder

Agnieszka Lada, Warschau

Zusammenfassung

Junge Europier aus Deutschland, Osterreich, Polen, der Slowakei, Tschechien und Ungarn schitzen die
europdische Integration und nehmen die mit ihr verbundenen Vorteile wahr, insbesondere den Frieden in
Europa. Als Herausforderungen, die vor der Europdischen Union stehen, nennen sie am hiufigsten Terro-
rismus und Immigration. Die europiische Jugend spricht sich deutlich dafiir aus, dass ihre Linder in der
EU bleiben, aber auch fiir deren weitere Reformierung. Die Polen unterscheiden sich in ihrer Unterstiitzung
fiir die europiische Integration nicht von den Gleichaltrigen der anderen untersuchten Linder. Ahnliche
Einstellungen zeigen die jungen Menschen der Visegrdd-Gruppe vor allem bei den Themen Migranten und
Fliichtlinge. Die Einstellungen der jungen Polen gegeniiber der europiischen Integration gehen mit einer

positiven Haltung zur Demokratie einher.

*e ber drei Viertel (77 Prozent) der befragten jun-
gen Menschen sind der Meinung, dass die Mit-
gliedschaft ihres Landes in der Europdischen Union
etwas Positives ist. Am hiufigsten stimmen die Deut-
schen dieser Aussage zu (87 Prozent). Auch bei den
Polen ist die Uberzeugung von der positiven Bedeu-
tung der europiischen Integration sehr stark (76 Pro-
zent) und liegt auf dem Niveau des linderiibergreifen-
den Durchschnittswertes der Befragten, allerdings liegt
sie bei den Osterreichern (77 Prozent) und den Ungarn
(79 Prozent) noch hoher. Bei den jungen Polen stellen
die Frauen mit 84 Prozent mehr Anhingerinnen der
Europiischen Union als die Midnner mit 69 Prozent.
Es treten aber keine anderen statistisch wesentlichen
sozio-demografischen Unterschiede bei den Antworten
auf diese Frage auf.

Die jungen Menschen sprechen sich im Allgemei-
nen fiir den Verbleib ihres Landes in der Europiischen
Union aus, sie weisen aber gleichzeitig auf die Notwen-
digkeit von Reformen hin (67 Prozent der Gesamtheit
der Befragten der sechs Lander). Auch dieser Standpunkt
wird am entschiedensten von den jungen Deutschen ver-
treten (77 Prozent). Ebenso sprechen sich die Polen mit
deutlicher Mehrheit (64 Prozent) fiir den Verbleib ihres
Landes in einer reformierten EU aus — diese Meinung
vertreten dreimal so viele Befragte wie es Befiirworter
des Status quo gibt (21 Prozent). Unter dem Begriff der
Reformierung verstehen sie vor allem den Abbau der
Biirokratie und Verinderungen mit dem Ziel, aus der
EU eine Gemeinschaft zu machen, die »biirgerfreund-
licher« ist. Ahnlich dufern sich in dieser Frage die Biir-
ger der anderen Visegrdd-Staaten, jedoch ist in der Slo-
wakei jeder fiinfte junge Befragte (22 Prozent) fiir den
Austritt seines Landes aus der Union. Sozio-demografi-
sche Merkmale sind kein wesentliches Unterscheidungs-
merkmal bei den Antworten der jungen Polen. Es steht

zu vermuten, dass es eine positive Korrelation zwischen
der Bewertung der europiischen Integration und dem
Wunsch nach dem Verbleib Polens in der EU gibt.

Die Vorteile der europiischen Integration

60 Jahre nach der Unterzeichnung der Rémischen Ver-
trige erachten die jungen Menschen den Wert, auf den
die Viter Europas das Fundament der heutigen Europii-
schen Union griindeten, als den wichtigsten Gewinn —
die Bewahrung des Friedens zwischen den Staaten.
Mebhr als drei Viertel (78 Prozent) aller Befragten benen-
nen dies als wichtigen oder sehr wichtigen Vorteil, am
meisten in Osterreich (81 Prozent) und in Deutsch-
land (80 Prozent). Der zweite wesentliche Gewinn der
Zugehorigkeit zur Union ist fiir die Allgemeinheit der
jungen Europier die Méglichkeit, in einem anderen
Mitgliedsstaat arbeiten und wohnen (66 Prozent) oder
auch studieren (62 Prozent) zu kénnen. Ab dem zwei-
ten Platz in der Hierarchie der Vorteile treten allerdings
Unterschiede zwischen den Befragten auf. Fiir die jun-
gen Deutschen und Ungarn ist ein gemeinsames euro-
piisches Handeln fiir den Klimaschutz relativ wichtiger
(70 und 67 Prozent), wihrend die Polen, die Slowaken
und die Osterreicher die Arbeitnehmerfreiziigigkeit und
die Niederlassungsfreiheit an zweiter Stelle nennen (72,
64 und 67 Prozent).

Die finanziellen Mittel, die an die schwicher ent-
wickelten EU-Mitgliedsstaaten flielen, werden von der
Gesamtheit der Befragten am seltensten als wichtiger oder
sehr wichtiger Vorteil genannt (45 Prozent). Am hiufigsten
nennen diesen Aspekt die jungen Polen (58 Prozent), aber
weniger als die Hilfte der Ungarn (49 Prozent), der Deut-
schen (44 Prozent) und der Osterreicher (41 Prozent) und
nur 39 Prozent der Slowaken und 37 Prozent der Tsche-
chen, das heift Vertreter der Linder, die immer noch von

diesem Aspekt der EU-Mitgliedschaft profitieren. Uber die
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Hiilfte der Befragten aus den sechs Lindern bezeichnete
alle genannten Vorteile als wichtig oder sehr wichtig, mit
Ausnahme der finanziellen Transfers, die allein in Polen
die Mehrheit der jungen Menschen zu schitzen wusste.
Ahnlich wie ihre Altersgenossen aus den anderen Lin-
dern nennen die jungen Polen an erster Stelle des Vorteils-
rankings Frieden (76 Prozent) und an zweiter Stelle die
Méglichkeit, in einem anderen EU-Land zu leben und zu
arbeiten (72 Prozent). Die Authebung der Grenzkontrollen
und die Méglichkeit, in der ganzen Europiischen Union
studieren zu konnen, beurteilen sie annihernd gleich (63
bzw. 61 Prozent). Relativ am seltensten wird gemeinsames
Handeln fiir den Klimaschutz als wichtiger Vorteil der
europiischen Integration genannt (48 Prozent), womit sie
sich deutlich von den anderen befragten Gruppen unter-
scheiden (Tschechen — 58 Prozent, Slowaken — 55 Prozent).

Die Probleme, vor denen die EU steht

Als die wichtigsten Probleme, mit denen sich die Euro-
piische Union auseinandersetzen muss, erachtet die
Jugend der sechs untersuchten Linder den islamisti-
schen Terrorismus und Fundamentalismus (74 Prozent
der Befragten insgesamt) sowie die Zuwanderung von
Fliichtlingen und Migranten (70 Prozent). Die Befragten
der einzelnen Staaten stimmen allerdings in der Priori-
sierung der wahrgenommenen Probleme nicht komplett
iiberein. Wihrend die Polen, Tschechen, Osterreicher
und Deutschen den Terrorismus als das grofite Pro-
blem ansehen (83, 77, 68 und 64 Prozent), nennen die
Ungarn und Slowaken die Zuwanderung von Fliichtlin-
gen und Migranten (77 und 76 Prozent), wobei die Slo-
waken gleichwertig Arbeitslosigkeit und wirtschaftliche
Instabilitit nennen. Relativam seltensten betrachtet die
Gesamtheit der Befragten die Aufenpolitik des russi-
schen Prisidenten Wladimir Putin als Problem (37 Pro-
zent) und, dass den Geheimdiensten immer grofSere
Kompetenzen eingeriumt werden (37 Prozent). Hier
werden allerdings Unterschiede sichtbar. Die Polen sehen
die Politik des russischen Prisidenten relativ hiufiger
als ein wichtiges Problem (53 Prozent) an als die iibri-
gen, beispielsweise die Deutschen (39 Prozent) und ins-
besondere die Slowaken (28 Prozent) und die Ungarn
(29 Prozent).

Den islamistischen Terrorismus und die Zuwande-
rung von Fliichtlingen und Migranten hilt die deutli-
che Mehrheit der jungen Polen fiir ein sehr wichtiges
oder wichtiges Problem (83 und 79 Prozent). An nichster
Stelle werden soziale und wirtschaftliche Themen genannt:
Arbeitslosigkeit, Unsicherheit in Bezug auf den Arbeits-
platz, wirtschaftliche Instabilitit, das niedrige demogra-
fische Wachstum und Schwierigkeiten mit der Finanzie-
rung des Rentensystems (jeweils 62 Prozent). Relativ am
seltensten — von weniger als der Hilfte der Befragten —

werden zunehmender Nationalismus und Fremdenfeind-
lichkeit in den Gesellschaften Europas genannt sowie,
dass den Geheimdiensten immer gréflere Kompetenzen
zugestanden werden.

Meinungen zum Thema Immigranten und
Fliichtlinge

Eine eindeutig groflere Differenzierung in den Antwor-
ten der jungen Menschen der sechs untersuchten Linder
tritt bei der Beurteilung der Bedeutung der Immigra-
tion fiir das jeweilige Land des Befragten zutage. Gene-
rell ist die Jugend der Visegrdd-Staaten deutlich skep-
tischer gegeniiber Migranten als die Osterreicher und
vor allem die Deutschen.

Lediglich jeder vierte der Gesamtheit der Befragten
der sechs Linder ist der Meinung, dass Immigranten
einen Beitrag zum Wirtschaftswachstum seines Landes
leisten. Am hiufigsten vertreten Deutsche (42 Prozent)
und Osterreicher (32 Prozent) diese Ansicht. Die Polen
liegen auf dem dritten Platz (26 Prozent) und geben diese
Antwort zweimal hiufiger an als die Slowaken (13 Pro-
zent) und fast dreimal hiufiger als die Ungarn (9 Prozent).
Unter den Polen, die angeben, dass sie in ihrer Umgebung
Kontakt zu Immigranten hatten, stimmen mit 31 Prozent
doppelt so viele dieser Meinung zu gegeniiber 16 Prozent,
die nie Kontakt zu einem Immigranten hatten. Zwei Drit-
tel der polnischen Befragten (67 Prozent) bejahten, dass
sie irgendwann einmal Kontakt zu einem Immigranten in
ihrer Nachbarschaft, am Arbeitsplatz, in der Schule oder
an Orten, wo sie sich hiufig aufhalten, hatten.

Allein in Deutschland iiberwiegen die positiven Ant-
worten beim Thema Einfluss der Immigranten auf die
demografische Lage leicht die negativen Antworten (45 zu
40 Prozent). Dagegen sehen Ungarn (79 Prozent), Slowa-
ken (72 Prozent) und Polen (70 Prozent) eindeutig keine
solche positive Wirkung. Auch zwei Drittel der Tsche-
chen (66 Prozent) stellen diese nicht fest. Auch in die-
sem Fall wirke sich bei den jungen Polen der Kontake zu
einem Immigranten auf die Wahrnehmung der Vorteile der
Immigration auf das Rentensystem aus (21 zu 12 Prozen).

Die jungen Biirger der Visegrdd-Gruppe sehen in
Immigranten eine Belastung fiir das Sozialsystem. Von
diesen negativen Folgen der Immigration sind insbeson-
dere die Ungarn (74 Prozent) und die Slowaken (73 Pro-
zent) sowie die Tschechen (70 Prozent) iiberzeugt. Die
Polen stimmen dieser Aussage ebenfalls mehrheitlich zu
(60 gegeniiber 30 Prozent der gegenteiligen Meinung).
Die Osterreicher sind in dieser Frage gespalten (44 zu
39 Prozent), wihrend iiber die Hilfte der Deutschen
(52 Prozent) keine Belastung fiir das Sozialversiche-
rungssystem im Zusammenhang mit Immigration sieht.
Auch in dieser Frage sind die Polen, die schon Kontakt
zu einem Immigranten hatten, seltener von den negati-
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ven Folgen des Aufenthalts des Immigranten iiberzeugt
(53 zu 76 Prozent).

Die Jugend der Visgrdd-Staaten ist auflerdem davon
iiberzeugt, dass die Immigranten eine Gefahr fiir die
offentliche Ordnung und die Sicherheit ihres Landes
darstellen. Ahnlich wie in den vorangegangenen Fra-
gen vertreten die Ungarn (70 Prozent) und die Slowa-
ken (68 Prozent) die eindeutig negativste Einstellung
zu diesem Thema, es folgen die Polen und die Tsche-
chen (jeweils 60 Prozent). In jedem dieser Linder wur-
den mindestens doppelt so viele negative wie positiven
Antworten gegeben. Allein die Mehrheit der Deutschen
nimmt eine solche Gefahr nicht wahr (58 Prozent), bei
den Osterreichern ist es fast die Hilfte der Befragten
(48 Prozent). Die befragten Polen, die Kontakt zu einem
Immigranten hatten, sehen eine solche Gefahr seltener
(51 zu 77 Prozent).

Die Polen sind, dhnlich wie die Tschechen, die Slo-
waken und die Ungarn, auch eindeutig gegen die Auf-
nahme von Fliichtlingen aus Lindern, in denen militi-
rische Konflikte ausgetragen werden, oder von politisch
Verfolgten, wie es das internationale Recht und die Stan-
dards vorsehen. Die grofSte Ablehnung zeigen die Slo-
waken (75 Prozent) und die Polen (73 Prozent), wobei
die Unterschiede zu den Antworten der Ungarn (72 Pro-
zent) und der Tschechen (70 Prozent) gering sind. In
Deutschland und Osterreich sind die Tendenzen umge-
kehrt — die Mehrheit der Befragten spricht sich fiir die
Aufnahme von Fliichtlingen aus (73 gegeniiber 61 Pro-
zent). Besonders sichtbar wird der Unterschied, wenn
die Antworten der Deutschen den Meinungen der jun-
gen Menschen aus den Visegrdd-Lindern gegeniiber
gestellt werden.

Sozio-demografische Merkmale machen keinen
wesentlichen Unterschied bei den Antworten der jun-
gen Polen. Es steht zu vermuten, dass die Polen, die die
europiische Integration im Allgemeinen positiv bewer-
ten, etwas positiver gegeniiber der Aufnahme von Fliicht-
lingen eingestellt sind als diejenigen, die die europdische
Integration fiir schlecht halten. Ebenso tritt die umge-
kehrte Abhingigkeit auf: Diejenigen, die meinen, dass
man Fliichtlinge aufnehmen solle, unterstiitzen hiufi-
ger die europiische Integration.

Die Einstellung zur Demokratie

Die Jugendlichen in allen untersuchten Lindern haben
in der Mehrheit eine positive Einstellung zur Demo-
kratie. Die Unterschiede zwischen den Antworten der
befragten Deutschen und Osterreicher und denen der
Polen und der Befragten der iibrigen Visegrdd-Staaten
sind im Allgemeinen nicht sehr groff. Insgesamt ist aller-
dings der Anteil derer, die auf die Fragen zur Demokra-
tie nicht antworten konnten (zwischen 12 und 26 Pro-

zent je nach Land und Frage), deutlich hoher als bei den
Meinungen zum Thema Europiische Union. Das zeigt,
dass sich die Frage fiir einen Teil der jungen Menschen
als schwierig erwies.

Die grofSten Unterschiede zwischen den Antwor-
ten der Befragten der jeweiligen Linder treten bei der
Beurteilung der Demokratie als bestmégliches poli-
tisches System auf. Dieser Aussage stimmen 71 Pro-
zent der Deutschen und der Osterreicher zu, 60 Pro-
zent der Tschechen und (ungefihr) die Hilfte der Polen
(50 Prozent), der Slowaken (51 Prozent) und der Ungarn
(48 Prozent). Gleichzeitig ist in Polen die grofite Gruppe
Jugendlicher zu verzeichnen, die dieser Aussage wider-
spricht (29 Prozent). Ahnlich verhilt es sich in Ungarn
(27 Prozent). In Ungarn und in der Slowakei wiederum
war jeder vierte Befragte und in Polen und Tschechien
jeder fiinfte nicht in der Lage, die Frage zu beantworten.

In Polen betrachten mehr junge Frauen als junge
Minner die Demokratie als bestmégliches politisches
System, zudem die Befragten, die die europiische Inte-
gration positiv bewerten und in der EU bleiben wollen.

Osterreicher, Deutsche und Polen weisen die Fest-
stellung entschieden zuriick, dass es keine Bedeutung
habe, ob die Regierung demokratisch ist (73, 72 und
71 Prozent). In den anderen drei Lindern sind die
Anteile derer, die diese Feststellung bejahen, ebenfalls
hoch, aber um zirka 10 Prozentpunkte niedriger.

In Polen hat die Frage, ob die Regierung demokra-
tisch ist oder nicht, fiir Minner eine geringere Bedeu-
tung als fiir Frauen und ist relativ weniger wichtig fiir
diejenigen, die die europdische Integration insgesamt
negativ beurteilen und aus der EU austreten wollen.

Die jungen Europier der sechs untersuchten Lin-
der sind auch in ihren Ansichten dariiber gespalten,
ob die Menschenrechte und die Biirgerrechte mit dem
Ziel des besseren Schutzes der Menschen eingeschrinkt
werden sollten (41 bis 40 Prozent der Gesamtheit der
Befragten). Relativ am hiufigsten lehnen eine poten-
tielle Einschrinkung die Osterreicher (48 Prozent) ab,
gefolgt von den Deutschen (46 Prozent) und den Polen
(43 Prozent). Die Hilfte der Ungarn (51 Prozent) und
fast die Hilfte der Tschechen (47 Prozent) sprechen sich
fiir diese Moglichkeit aus. Die Slowaken sind mit jeweils
39 Prozent gespalten.

Beurteilungen der Globalisierungsprozesse
und der gesellschaftlichen Verinderungen
der letzten Jahre

Die jungen Polen, die insgesamt zufrieden mit dem Pro-
zess der europiischen Integration sind, sind auch grofle
Befiirworter der Gobalisierungsprozesse: des zunehmen-
den freien Warenverkehrs zwischen Staaten, des Kapital-
transfers, der erleichterten Kommunikation und Mobi-
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litat der Menschen und Kulturen. Sie sind der Meinung,
dass diese Prozesse eher einen positiven Einfluss auf
Polen haben (74 Prozent) sowie auch auf junge Men-
schen wie sie (81 Prozent). Sie stehen hier deutlich an
der Spitze der sechs befragten Gruppen. Am seltensten
teilen diese Ansicht die jungen Ungarn (59 und 66 Pro-
zent) und die Slowaken (52 und 64 Prozent).

Zwischen den positiven Meinungen iiber die Globa-
lisierungsprozesse und der Unterstiitzung fiir die euro-
piische Integration besteht ein Abhingigkeitsverhiltnis.
Die Polen, die die Integration negativ bewerten, beurtei-
len hiufiger als die anderen die zunehmende Abhingig-
keit zwischen den Staaten als einen negativen Prozess.
Die Gegner der Globalisierung wollen auch hiufiger
die EU verlassen.

Gleichzeitig bewerten die Polen die gesellschaftli-
chen Verinderungen unterschiedlich, die in den letz-
ten Jahren in Europa Einzug hielten. Bei den drei in
der Untersuchung genannten Tendenzen wird allein
die steigende Anzahl von Frauen in Fiithrungspositio-
nen der Politik und Wirtschaft von der Mehrheit der
befragten jungen Polen als gesellschaftliche Verinde-
rung zum Besseren bewertet (55 Prozent). Die wach-
sende ethnische und religidse Vielfalt der europiischen
Gesellschaften sowie die steigende Akzeptanz homose-
xueller Bezichungen werden deutlich seltener als Verin-
derungen zum Besseren genannt (16 bzw. 36 Prozen).
Umgekehrt betrachten 47 und 33 Prozent der befrag-
ten Polen diese als eine Verinderung zum Schlechteren.
Vergleicht man diese Ergebnisse mit den Antworten der
jungen Deutschen, treten deutliche Unterschiede insbe-
sondere in zwei Fillen zutage. Deutlich iiber die Hilfte
der jungen Deutschen sieht in der grofleren Akzeptanz
homosexueller Beziehungen eine positive Verinderung
(63 Prozent) und 40 Prozent in der zunehmenden eth-
nischen und religidsen Differenzierung. In der Frage
der Frauen in Fithrungspositionen unterscheiden sich
die jungen Polen und Deutschen kaum — 50 Prozent
der Deutschen halten diese Verinderung fiir positiv.

Die politischen Orientierungen der jungen
Polen und ihre Meinungen zur EU und den
gesellschaftlichen Verinderungen

Gefragt, wie sie im Allgemeinen ihre politischen Ansich-
ten beschreiben wiirden, positionieren sich die jungen
Polen eindeutig in der Mitte der Links-Rechts-Skala
(68 Prozent). Mehr als jeder Fiinfte betrachtet sich als
Anhinger rechter Einstellungen (22 Prozent) und nur
8 Prozent vertreten linke Einstellungen. In sozio-demo-
grafischen Merkmalen unterscheiden sich die Befragten
nicht. Die Verkniipfung der politischen Ansichten mit
den Beurteilungen der europiischen Integration erlaubt
jedoch, bestimmte Tendenzen zu benennen. Personen,

die ihre Ansichten als rechts beschreiben, sind deutlich
hiufiger fiir einen Austritt Polens aus der EU als die-
jenigen, die sich auf dem linken Fliigel der politischen
Biihne verorten.

Bei der Nennung konkreter Parteien, die sie wihlen
wiirden, wihlen die jungen Polen relativ hiufig Gruppie-
rungen, die sich als Anti-System- oder Anti-Establish-
ment-Parteien charakterisieren lassen. Deren radikale
Sprache zieht eindeutig eine betrichtliche Gruppe jun-
ger Menschen an. Interessanterweise belegt die aktuell
regierende Partei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Spra-
wiedliwosé— PiS) nur den vierten Platz im Ranking und
nur 13 Prozent der Befragten geben an, die P:S wih-
len zu wollen.

Sowohlim Falle der Selbsteinschitzungauf der Links-
Rechts-Skala als auch der Unterstiitzung fiir eine Partei
werden deutliche Unterschiede zwischen den Antworten
von Frauen und Minnern sichtbar. Junge Frauen sind
deutlich weniger bereit, einer Gruppierung ihre Stimme
zu geben, die sich als Anti-System-Partei bezeichnet, bei-
spielsweise Kukiz ‘15 und der Freiheitspartei von Janusz
Korwin-Mikke (Wolnos¢ Janusz Korwin-Mikke). Trotz
dieses Unterschiedes befinden sich die beiden Grup-
pierungen auch unter den befragten Frauen auf dem
ersten Platz. Kukiz ‘15 wiirden 35 Prozent der jungen
Minner und 20 Prozent der jungen Frauen wihlen. Fiir
die Gruppierung Wolnosé, deren Chef Janusz Korwin-
Mikke fiir seine sexistischen Auf8erungen beriihmt ist,
wiirden 25 Prozent der Minner und »nur« 14 Prozent
der Frauen stimmen.

Die angewandte Untersuchungsmethode erlaubt
auch, das sogenannte negative Elektorat zu schitzen.
Den jungen Polen fillt es eindeutig leichter, die Par-
teien zu nennen, die sie nicht wihlen wiirden, als die,
denen sie ihre Stimme geben wiirden. Sogar die Par-
tei Kukiz ‘I5, die sich relativ der grofiten Popularitit
erfreut, hat ein grofleres negatives als positives Elek-
torat. Uberraschend stark ist der Grad der Ablehnung
der Jugend gegeniiber der regierenden PiS. 54 Pro-
zent der Befragten beurteilten die Wahrscheinlichkeit,
diese Partei zu wihlen, gleich Null. Dies ist mehr als
bei jeder anderen Partei, die in die Untersuchung auf-
genommen wurde. Insgesamt zwei Drittel der befrag-
ten jungen Menschen wollen PiS nicht wihlen. Uber
die Hilfte der Befragten lehnen ebenso entschieden die
Wahl linker Gruppierungen wie der Demokratischen
Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej — SLD)
und der Polnische Initiative (Inicjatywa Polska) sowie
die Wahl der Polnischen Bauernpartei (Polskie Stron-
nictwo Ludowe — PSL) ab.

Wenig iiberraschend ist, dass die Anhinger der PiS,
von Kukiz ‘15 und Wolnosé hiufiger die europiische
Integration als schlecht bewerten und negativ gegen-
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iiber Fliichtlingen und Migranten eingestellt sind als
die Anhinger der anderen Parteien.

Schlussfolgerungen

Die jungen Polen sind, dhnlich wie die Gleichaltrigen
in den anderen fiinf untersuchten Lindern, positiv der
europiischen Integration gegeniiber eingestellt und wis-
sen die Vorteile auch individuell zu schitzen. An die
Spitze der Vorteile setzen die jungen Europier, dass die
Integration Frieden in Europa garantiert, was der land-
ldufigen Meinung zu widersprechen scheint, dass die
jlingere Generation sich eher fiir wirtschaftliche Aspekte
interessiert, wie beispielsweise die europdischen Fonds,
die die Entwicklungsunterschiede zwischen den einzel-
nen Lindern ausgleichen sollen.

Ein weniger offensichtlicher Vorteil, aber dennoch
von der Mehrheit der Befragten genannter, ist die Mog-
lichkeit, die Staatsgrenzen der EU-Mitgliedslinder ohne
Kontrolle passieren zu kdnnen. Méglicherweise zeigt
das, dass bestimmte Themen fiir einen Teil der jungen
Menschen eine Selbstverstindlichkeit geworden sind,
deren Bedeutung nicht immer bewusst ist. Interessant
ist, dass die Einstellung zu dieser Frage die Jugend in
Ostmitteleuropa spaltet. Die Polen und die Ungarn ant-
worten hier anders als die Slowaken und die Tschechen.
Insbesondere die polnische Jugend weif die Vorteile der
Personenfreiziigigkeit im Rahmen der Union zu schit
zen, und zwar nicht nur hinsichtlich der Grenzkon-
trollen, sondern auch mit Blick auf die Mglichkeiten,
in anderen EU-Lindern zu arbeiten und zu studieren.

Die jungen Einwohner Ostmitteleuropas wissen
zwar den Frieden zu schitzen, gleichzeitig wollen sie ihn
aber nicht mit Fliichtlingen aus den Teilen der Welt tei-
len, in denen Krieg und Verfolgung herrschen. Wesent-

Informationen zur Untersuchung

lich ist hier, dass die Jugend der Linder, die es ablehn-
ten, Fliichtlinge aus dem Nahen Osten aufzunehmen,
den Fliichtlingen gegeniiber viel negativer eingestellt
sind als die jungen Deutschen, deren Land Hundert
tausenden Fliichtlingen Schutz gewihrt. Dies verbindet
sich sicherlich mit einer sehr negativen Wahrnehmung
der Migranten und ihrer Einfliisse auf die aufnehmende
Gesellschaft. Nicht ohne Bedeutung ist das Gefiihl der
Gefahr durch Terrorismus. Interessanterweise bewer-
ten die jungen Polen den Terrorismus als »sehr grofies
Problemq, wobei sie ihn allerdings in Polen nicht direkt
erleben. Sie duflern sich aber deutlich seltener in dieser
Weise iiber die Politik von Wladimir Putin, der in Polen
traditionell als Gefahr betrachtet wird. Deutlich weniger
als die deutschen Gleichaltrigen zeigen sich die jungen
Polen iiber Phinomene wie Fremdenfeindlichkeit oder
Populismus bei europiischen Politikern beunruhigt.
Die Befragung zeigte auch, dass nicht alle jungen
Menschen gleichermafien Befiirworter der Demokra-
tie als beste existierende Staatsordnung sind, obgleich
diejenigen, die der Ansicht sind, dass es egal ist, ob
sie in einer Demokratie leben oder nicht, deutlich in
der Minderheit sind. Dariiber hinaus herrscht relativ
grofle Zustimmung zur Beschneidung der Demokra-
tie im Namen der Sicherheit. Weiter zeigt sich, dass
der Glaube an die Bedeutung der Demokratie und ihre
Mechanismen positiv mit der Unterstiitzung fiir die
europdische Integration korreliert. Gleichzeitig erhal-
ten die Globalisierungsprozesse grofle Unterstiitzung,
wihrend die gesellschaftlichen Verinderungen, die sie
in Europa hervorrufen, von den jungen Menschen der
sechs Linder unterschiedlich bewertet werden.
Ubersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Die Befragung wurde vom 30. Januar bis 13. Februar 2017 von Kantar Public im Auftrag des Instituts fiir Offentli-
che Angelegenheiten (Instytut Spraw Publicznych — ISP) und der Bertelsmann Stiftung in Form von on/ine-Interviews
(CAWI) mit einer reprisentativen Gruppe von 3.000 Personen im Alter von 15 bis 24 Jahren aus Deutschland, Polen,
der Slowakei, Tschechien, Ungarn und Osterreich (500 Interviews pro Land) durchgefiihrt. Die Probe des betref-
fenden Landes wurde auf der Basis der offiziellen Statistiken der Europdischen Union (Eurostat) zusammengestellt.

Uber die Autorin

Dr. Agnieszka fada ist Politikwissenschaftlerin und Leiterin des Europa-Programms und Senior Analyst am Institut
fiir Offentliche Angelegenheiten in Warschau (Instytut Spraw Publicznych — ISP, Warszawa) sowie Mitglied des Auf-
sichtsrats der Stiftung Kreisau fiir europiische Verstindigung und des deutsch-polnischen Gesprichskreises Koperni-
kus-Gruppe. Thre Spezialgebiete sind die EU-Institutionen, Deutschland und die deutsch-polnischen Beziehungen,
die polnische AufSen- und Europapolitik, die Wahrnehmung Polens im Ausland und der Auslinder in Polen.
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GRAFIKEN ZUM TEXT

Einstellungen junger Europier zur europiischen Integration

Grafik 1:  Glaubst du, dass die Mitgliedschaft in der EU fiir dein Land im Allgemeinen ...? (%)
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Anmerkung: Die Ergebnisse ergeben nicht immer 100 %, da hier die Antwort »Ich weifS es nicht./Es ist schwer zu sagen.« nicht aufgefiihrt wird.
Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytur Spraw Publicznych (ISP), 2017.

Grafik 2:  Man hért viele Meinungen von Politikern und Kommentatoren, welche Zukunft fiir
die europiische Integration am meisten zu wiinschen sei. Was ist deine Meinung?
Glaubst du, dass es das Beste fiir dein Land wire... (%)
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Antworten der  Deutschland Osterreich Polen Slowakei Tschechien Ungarn
sechs Lander im
Durchschnitt

Anmerkung: Die Ergebnisse ergeben nicht immer 100 %, da hier die Antwort »Ich weifS es nicht./Es ist schwer zu sagen.« nicht aufgefiibrt wird.
Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.
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Grafik 3:  'Wie wichtig sind dir persénlich die folgenden Vorteile der Mitgliedschaft in der
Europiischen Union? (%)
Aufgefiihrt werden die Antworten »sehr wichtig« und »wichtig«.
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Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.
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Grafik 4: Die Europiische Union steht heute vor vielen Problemen. Bitte versuche zu bewer-

ten, wie grof§ diese Probleme sind. (%)
Aufgefiihrt werden die Antworten »sehr wichtig« und »wichtig«.

m Deutschland Osterreich Polen : Slowakei [Tschechien mUngarn

T
den Sicherheitskriften werden immer mehr Machtund & — 1,
Freiheiten zugestanden '1'1'1':':'1'1':':'1'i1i' """""" &
30
35
die AuBenpolitik von Prasident Putin ... .. ... T -

die niedrigen Geburtenraten und die Finanzierung unserer 62

alternden Gesellschaft iz B

die Aushohlung der Demokratie und des Rechtsstaates durch L —
politische Parteien und ihre Anfiihrer

wachsender Nationalismus und wachsende a5 >

Fremdenfeindlichkeit in den européischen Gesellschaften S

Arbeitslosigkeit und Unsicherheit im Job, wirtschaftliche P62

die Zuwanderung von Immigranten und Fliichtlingen

die Kluft zwischen Arm und Reich

Umweltverschmutzung, Klimawandel und die 53 i

Naturkatastrophen, die daraus folgen - g :
Y - S

islamistischer Fundamentalismus und Terrorismus ... ... ... 75 -

o
—_
o
N
o
w
o
N
o
wn
o
[o)]
o
~
o
[oe]
o

20

Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.
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Grafik 5:  Antworten der Polen: Die Europiische Union steht heute vor vielen Problemen

Bitte versuche zu bewerten, wie groff diese Probleme sind. (%)
Aufgefiihrt werden die Antworten »sehr wichtig« und »wichtige.
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Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.

Grafik 6: Immigranten tragen zum wirtschaftlichem Wachstum und allgemeinen Wohlstand
deines Landes bei. (%)
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Antwortender  Deutschland Osterreich Polen Slowakei Tschechien Ungarn
sechs Lander im
Durchschnitt

Anmerkung: Die Ergebnisse ergeben nicht immer 100 %, da hier die Antwort »Ich weifS es nicht./Es ist schwer zu sagen.« nicht aufgefiihrt wird.
Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.
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Grafik 7:  Antworten der Polen: Hast du je einen Immigranten in deiner Nachbarschaft, bei
deiner Arbeit, in deiner Schule oder an anderen Orten, die du regelmifig besuchst,
getroffen? (%)
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Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.

Grafik 8: Immigranten sind eine Gefahr fiir die 6ffentliche Ordnung und Sicherheit deines
Landes. (%)
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Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.
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Grafik 9:  Sollte dein Land in Ubereinstimmung mit international vereinbarten Regeln und
Standards Fliichtlingen aus Lindern mit militirischen Konflikten oder Opfern poli-
tischer Verfolgung Asyl und Schutz gewihren? (%)

M Ja, mein Land sollte Fliichtlinge aufnehmen. [ Nein, mein Land sollte keine Fliichtlinge aufnehmen.
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Anmerkung: Die Ergebnisse ergeben nicht immer 100 %, da hier die Antwort »Ich weifSes nicht./Es ist schwer zu sagen.« nicht aufgefiibrt wird.
Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.

Grafik 10: Die Demokratie ist das bestmégliche politische System. (%)
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Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.
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Grafik 11:  Es hat keine Bedeutung, ob eine Regierung demokratisch ist oder nicht. (%)

B Ich stimme eher zu. O lch stimme eher nicht zu. m ich weil es nicht/schwer zu sagen
80
70 . 2] ]
I 72 73 71 -
60 67 ] ] 65
61 61
50
40
30
20
23 22 21
16 17 16 [ 16 17
10 15 15
)
0
Antwortender  Deutschland Osterreich Polen Slowakei Tschechien Ungarn

sechs Lander im
Durchschnitt

Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.

Grafik 12: Manchmal sollten Menschen- und Biirgerrechte eingeschrinkt werden, um die
Menschen besser vor Terrorismus und anderen Gefahren zu schiitzen. (%)
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Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.



POLEN-ANALYSEN NR. 201, 06.06.2017 14

Grafik 13: In den letzten Jahrzehnten ist die Welt immer stirker vernetzt worden. Es gibt mehr
Freihandel zwischen Lindern und eine einfachere Kommunikation weltweit. Geld,
Menschen, Kulturen, Arbeitsplitze und ganze Industriezweige bewegen sich pro-
blemlos zwischen verschiedenen Lindern. Glaubst du, dass dies im Allgemeinen
einen cher positiven oder eher negativen Effekt hat auf dein Land hat? (%)
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Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.

Grafik 14: In den letzten Jahrzehnten ist die Welt immer stirker vernetzt worden. Es gibt
mehr Freihandel zwischen Lindern und eine einfachere Kommunikation weltweit.
Geld, Menschen, Kulturen, Arbeitsplitze und ganze Industriezweige bewegen sich
problemlos zwischen verschiedenen Lindern. Glaubst du, dass dies im Allgemeinen
einen eher positiven oder eher negativen Effekt hat fiir junge Menschen wie Dich? (%)
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Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.
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Grafik 15: Antworten der Polen: Wie wiirdest du deine politischen Ansichten auf einem Links-
Rechts-Schema angeben? Bitte nutze »0« fiir extrem links und »5« fiir extrem rechts.
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Anmerkung: Die Ergebnisse ergeben nicht immer 100 %, da hier die Antwort »Ich weifS es nicht./Es ist schwer zu sagen.« nicht aufgefiihrt wird.
Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytut Spraw Publicznych (ISP), 2017.

Grafik 16: Die Unterstiitzung der polnischen Jugend fiir politische Parteien: Wie wahrschein-
lich ist es, dass du bei den nichsten Parlamentswahlen fiir eine der folgenden Par-
teien stimmen wirst? (%)
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Anmerkung: Jeder Befragte sollte eine Bewertung auf einer Skala von 0-5 (0 — gar nicht wabrscheinlich; 5 — sehr wahrscheinlich) abge-
ben. Bei jeder Partei wurde der Name des/der Parteifiihrers/fiibrerin angegeben.

Wolnosé/Freiheit; Nowoczesnal/Die Moderne; PiS— Prawo i Sprawiedliwosé/Recht und Gerechtigkeit; PO — Platforma Obywatelska/Biir-
gerplattform; Ragem/Gemeinsam; PSL — Polskie Stronnictwo Ludowe/Polnische Bauernpartei; SLD — Sojusz Lewicy Demokratyzcnej/
Demokratische Linksallianz; Inicjatywa Polska/Polnische Initiative

Quelle: Daten einer Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des Instytur Spraw Publicznych (ISP), 2017.
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16. Mai 2017 — 5. Juni 2017

16.05.2017

Ministerprisidentin Beata Szydlo bekriftigt, dass Polen keine Méglichkeiten habe, Fliichtlinge aufzunehmen und
der Auferlegung einer Quotenregelung durch die Europiische Kommission zur Verteilung der Flichtlinge auf EU-
Linder nicht zustimmen werde. Das Vorgehen der Europiischen Kommission zeige, dass diese die Positionen der
Mitgliedslinder nicht berticksichtige und allein ihren Willen durchsetzen wolle.

17.05.2017

Auflenminister Witold Waszczykowski begibt sich nach Tokio, wo er von seinem Amtskollegen Fumio Kishida
und Thronfolger Naruhito empfangen werden wird. Ein Ziel der Reise sei, neue Projekte der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit zu eruieren, so die Bekanntmachung des Auflenministeriums. Waszczykowski wird von einer
Wirtschaftsdelegation, darunter Vertretern des Bankensektors, der Elektromobilbranche und der Computerspiel-
branche, begleitet.

18.05.2017

In Warschau endet der zweitigige parlamentarische Gipfel, an dem 24 Delegationen aus Lindern Ostmitteleuro-
pas teilnahmen. Ziel sei gewesen, die Zusammenarbeit der Parlamente der Linder zwischen der Adria und Skan-
dinavien zu stirken, so Sejmmarschall Marek Kuchciniski. Thematisiert wurden die regionale Zusammenarbeit,
darunter Fragen der Sicherheit und der Infrastruktur, und die Einflussméglichkeiten der nationalen Parlamente
auf die internationale Politik. Ein weiteres Thema waren die Werte, die Ostmitteleuropa prigen und auszeichnen,
insbesondere das Verhiltnis zu Unabhingigkeit und Souverinitit, die Achtung der Tradition und Geschichte und
die Bedeutung der Religion als Fundament der Zivilisation.

19.05.2017

Zwei Monate nach seiner Amtsiibernahme reist Bundesprisident Frank-Walter Steinmeier zu seinem Antrittsbe-
such nach Warschau. In Gesprichen mit Prisident Andrzej Duda und Ministerprisidentin Beata Szydto wirbt
Steinmeier fiir Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Europa, auch mit Blick auf die Auseinandersetzung um das
Verfassungstribunal in Polen. Die Vorstellung Polens, es sollten in der europiischen Fliichtlingspolitik Zwangsla-
ger fiir Flicchtlinge entstehen, weist Steinmeier zuriick. Duda bekriftigt die ablehnende Haltung der polnischen
Regierung zu einer europiischen Quotenldsung fiir die Verteilung von Fliichtlingen und bezeichnet eine solche
als Zwangsumsiedlung. Anschlieend besuchen Duda und Steinmeier die Warschauer Buchmesse, deren Part-
nerland in diesem Jahr Deutschland ist.

22.05.2017

Im ersten Telefonat nach dem Amtsantritt des franzésischen Auflenministers Jean-Yves Le Drian in der vergan-
genen Woche unterstreicht Auflenminister Witold Waszczykowski, Polen sei zu einem Neuanfang in den bilate-
ralen Beziehungen bereit. Der konstruktive Dialog zwischen Polen und Frankreich sei notwendig, um die Kri-
sen in der Europiischen Union zu l6sen. Dabei spiele auch das Weimarer Dreieck (Deutschland, Frankreich und
Polen) eine herausragende Rolle.

23.05.2017

Verteidigungsminister Antoni Macierewicz stellt sein Verteidigungskonzept vor. Zwar werde sich Polen weiter auf
seine Biindnispartner verlassen, doch miisse sich ein Staat, der unabhingig sein wolle, vor allem auf seine Streit-
krifte stiitzen. Notwendig sei die Erhéhung der Verteidigungsausgaben von aktuell 2% auf 2,5 % des Bruttoin-
landsprodukts. Die Armee solle umstrukeuriert werden und es sollen vier U-Boote, zwei Kampfllugzeuggeschwa-
der sowie hochenergetische Waffen gekauft werden. Der Plan sehe aufSerdem eine Truppenstirke von 250.000
Soldaten vor, der Schwerpunkt liege auf den operativen Einsatzkriften.

24.05.2017

Das Misstrauensvotum gegeniiber Verteidigungsminister Antoni Macierewicz wird vom Sejm mit 238 zu 190
Stimmen bei 14 Enthaltungen abgelehnt. Der Antrag ging von der Biirgerplattform (Platforma Obywatelska —
PO) aus. Die Opposition wirft Macierewicz Inkompetenz und die Schidigung der Armee vor.

25.05.2017

Der Sejm stimmt in erster Lesung mit 233 zu 189 Stimmen bei 20 Enthaltungen fiir den Gesetzesentwurf zur
Gerichtsreform. Diese sicht u. a. eine grofere Einflussnahme des Justizministers auf die Besetzung der Position
der Gerichtsprisidenten und ihrer Stellvertreter vor. Nach Inkrafttreten soll der Justizminister aufSerdem fiir den
Zeitraum von sechs Monaten Gerichtsprisidenten ohne Angabe von Griinden abberufen diirfen. Die Opposition
kritisiert den Gesetzesentwurf als Kolonisierung des Gerichtswesens und ein Instrument zur Diktatur. Der Ent-
wurf wird nun dem Rechtsausschuss zur Beratung vorgelegt.

25.05.2017

Nach neuesten Angaben des Statistischen Hauptamts (Gtéwny Urzad Statystyczny — GUS) betrug die Arbeitslo-
senquote im April 7,7 % (1,25 Mio.) gegeniiber 8,1 % im Vormonat.

26.05.2017

Auf einem Treffen der Auflenminister der Visegrdd-Gruppe (Polen, Tschechien, Slowakei und Ungarn) in Brati-
slava, an dem auch der tiitkische Auflenminister teilnimmt, betont Polens Auflenminister Witold Waszczykowski
die Bedeutung der Tiirkei fiir die Losung der europiischen Fliichtlingskrise. Die Tiirkei sei eine der Sdulen der
europiischen Sicherheit.
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27.05.2017

Mateusz Kijowski, Mitbegriinder der Biirgerbewegung Komitee zur Verteidigung der Demokratie (Komitet
Obrony Demokracji — KOD) erklirt in Thorn (Torun) seinen Verzicht auf die Kandidatur zum Chef von KOD.
Er begriindet dies damit, dass KOD einen, seiner Meinung nach, nicht korrekten Finanzbericht verabschiedet
habe. Zum Kandidaten fiir den Vorsitz wird Krzysztof Loziniski bestimmt, ehemaliger Oppositioneller aus den
Reihen des Komitees zur Verteidigung der Arbeiter (Komitet Obrony Robotnikéw — KOR) und der Solidarnos¢
in der Zeit der Volksrepublik Polen.

29.05.2017

Medienberichten zufolge und von der Staatsanwaltschaft bestitigt, ist es nach der Flugzeugkatastrophe von Smo-
lensk (2010) zu Verwechslungen von Leichenteilen gekommen. Das habe die zurzeit erfolgende Exhumierung der
Todesopfer ergeben. Der damalige AufSenminister Radostaw Sikorski lehnt es in einem Fernsehinterview ab, sich
bei den Angehérigen zu entschuldigen, da den damaligen Ministerrat keine Schuld treffe. Fiir eventuelle Fehler
der russischen Pathologen, die die Zuordnung der Leichenteile durchgefiihrt hatten, trage die damalige Regie-
rung keine Verantwortung.

30.05.2017

Bei seinem zweitigigen Besuch in der georgischen Hauptstadt Tiflis bekriftigt Prisident Andrzej Duda, dass
Polen Georgien bei seinen Bemithungen, der NATO und der EU beizutreten, unterstiitczen wird. Weiter spricht
er sich fiir die Intensivierung der Handelsbeziehungen zwischen beiden Lindern aus. Duda trifft sich wihrend
seines Aufenthalts mit Prisident Giorgi Margwelaschwili, Ministerprisident Giorgi Kwirikaschwili und Parla-
mentsprisident Irakli Kobachidze.

31.05.2017

Infrastrukturminister Andrzej Adamczyk kritisiert in Briissel das Paket der Europiischen Kommission zum inter-
nationalen Transport, das die Zahlung des Mindestlohns fiir LKW-Fahrer vorsicht. Wenn diese sich mehr als drei
Tage monatlich in einem anderen EU-Mitgliedsstaat aufhalten, sollen sie vom Arbeitgeber nach dort geltendem
Mindestlohn bezahlt werden. Er teile die Befiirchtungen der polnischen Spediteure, dass sie mit dieser Mafinahme
aus dem Markt gedringt werden sollen. Polen werde Verbiindete suchen, um das Vorhaben zu blockieren. Neben
den ostmitteleuropdischen Staaten nennt Adamczyk auch Spanien und Portugal.

01.06.2017

Anlisslich der Unterzeichnung einer Finanzierungsvereinbarung fiir den Bau eines neuen Blocks des Kohlekraft-
werks in Jaworzno in Oberschlesien sagt Ministerprisidentin Beata Szydlo, der Bau des neuen Blocks garan-
tiere sowohl die Energiesicherheit Polens als auch neue Arbeitsplitze. Die Investition setze neueste technologi-
sche Standards um und sei 6kologisch vertriglich. Polen halte auflerdem am Kohlebergbau fest und werde ihn
weiterentwickeln.

02.06.2017

In New York wihlt die UNO-Vollversammlung Polen fiir die Jahre 201819 als nichtstindiges Mitglied in den
UN-Sicherheitsrat.

04.06.2017

Auflenminister Witold Waszczykowski beginnt seinen Besuch in Kuba in Begleitung der stellvertretenden Minis-
ter fiir Sport und Tourismus, Jarostaw Stawiarski, und Finanzen, Piotr Nowak. Nach Angaben des Auflenmi-
nisteriums ist dies der erste Besuch eines polnischen Auflenministers in Kuba nach tiber 30 Jahren. Zusammen
mit dem Auflenminister Kubas, Bruno Rodriguez, soll eine Vereinbarung iiber regelmifSige Konsultationen zwi-
schen den Auflenministerien beider Linder unterzeichnet werden und auflerdem iiber die Zusammenarbeit im
Bereich Tourismus.

05.06.2017

Der stellvertretende Sejmmarschall Stanistaw Tyszka (Kukiz ‘15) teilt auf einer Pressekonferenz mit, dass Kukiz ‘15
an Auflenminister Witold Waszczykowski die Anfrage gerichtet hat, ob Polen im Zusammenhang mit seinem Ver-
trag mit dem Golfstaat Katar iiber Gaslieferungen zum Fliissiggasterminal in Swinemiinde (Swinoujécie) terro-
ristische Aktivititen mitfinanziert. Hintergrund ist, dass Saudi-Arabien und andere Staaten der Region die diplo-
matischen Bezichungen mit Katar abgebrochen haben, mit der Begriindung, dass Katar terroristische Organisa-
tionen unterstiitze.

Sie konnen die gesamte Chronik seit 2007 auch auf <http://www.laender-analysen.de/polen/> unter dem Link » Chronik« lesen.
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Umbruch umfasst. Hinzu kommt eine umfangreiche Bibliothek mit wissenschaftlicher Literatur. Mit Archiv, Bibliothek und zwei
wissenschaftlichen Abteilungen ist die Forschungsstelle auch eine Anlaufstelle sowohl fiir Gastwissenschaftler als auch fiir die in-
teressierte Offentlichkeit.

Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Offentlichkeit. Dazu gehéren unter anderem
regelmiBige E-Mail-Informationsdienste fiir Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medien.

Das Institut fiir Offentliche Angelegenheiten (Instytut Spraw Publicznych — ISP) in Warschau ist einer der
fithrenden Think Tanks in Polen und seit 1995 als unabhingiges Forschungszentrum zu grundlegenden Fragen des 6ffentlichen
Lebens titig. Das ISP kooperiert eng mit zahlreichen Experten und Forschern wissenschaftlicher Einrichtungen im In- und Ausland.

<www.isp.org.pl>

Herausgegeben mit finanzieller Unterstiitzung der Stiftung fiir deutsch-polnische Zusammenarbeit

FUNDACJA WSPOEPRACY
POLSKO-NIEMIECKIE

STIFTUNG
FUR DEUTSCH-POLNISCHE
ZUSAMMENARBEIT

Die Meinungen, die in den Polen-Analysen geaulSert werden, geben ausschlieflich die Auffassung der Autoren wieder.
Abdruck und sonstige publizistische Nutzung sind nach Riicksprache mit der Redaktion gestattet.
Redaktion: Prof. Dr. Dieter Bingen (verantwortlich) (Darmstadt), Silke Plate M.A. (Bremen)
Technische Gestaltung: Matthias Neumann
Polen-Analysen-Layout: Cengiz Kibaroglu, Matthias Neumann
Alle Ausgaben der Polen-Analysen sind mit Themen- und Autorenindex archiviert unter www.laender-analysen.de
ISSN 1863-9712 © 2017 by Deutsches Polen-Institut Darmstadt, Forschungsstelle Osteuropa an der Universitét Bremen und Deutsche Gesellschaft fiir Osteuropakunde e.V.
Kontakt: Dr. Andrzej Kaluza, Presse- und Offentlichkeitsarbeit, Deutsches Polen-Institut, Residenzschloss, Marktplatz 15,
64283 Darmstadt, Tel.: +-49/6151/4202-20, Fax: +-49/6151/4202-10, E-Mail: polen-analysen@dpi-da.de, Internet: www.laender-analysen.de/polen


http://bpb.de
http://www.deutsches-polen-institut.de
http://www.forschungsstelle.uni-bremen.de
http://www.isp.org.pl

	Analyse
	Einstellungen junger Polen zur europäischen Integration im Vergleich zu Gleichaltrigen ausgewählter EU-Mitgliedsländer
	Agnieszka Łada, Warschau

	Grafiken zum Text
	Einstellungen junger Europäer zur europäischen Integration

	Chronik
	16. Mai 2017 – 5. Juni 2017


